Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3307 


Sachgebiet 77 


Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Verplombung im Durchgangsverkehr von 
zivilen Gütern zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Berlin (West) 

(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Im Interesse der Sicherheit des Durchgangsverkehrs zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West) und um 
eine schnellere und reibungslosere Durchfahrt durch das Gebiet 
der DDR zu erreichen, soll ein möglichst großer Teil der ein- 
gesetzten Gütertransportmittel verplombt werden. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht eine grundsätzliche Verplombungs- 
pflicht für im Durchgangsverkehr eingesetzte Gütertransport- 
mittel vor. Von der Verplombungspf licht sollen jedoch gewisse 
technisch erforderliche Ausnahmen zugelassen werden. 

Bei Stimmenthaltung der CDU/CSU im Ausschuß angenommen. 


C. Alternativen 

Folgende von der CDU/CSU vorgeschlagene Änderungen der 
Regierungsvorlage wurden mit Mehrheit abgelehnt: 

— fakultative Verplombung der Leertransporte; 

— Negativattest für nicht oder nur unter großem Aufwand 
verschlußsicher herrichtbare Gütertransportmittel; 

— Regelung der Selbstverplombung im Gesetz; 

— nähere Bestimmung des Inhalts der Verordnungsermäch- 
tigung. 


D. Kosten 

Für den Ausbau von Grenzkontrollstellen fallen bis 1975 vor- 
aussichtlich Kosten in Höhe von 50,4 Millionen DM an. Ferner 
wird ein verstärkter Personaleinsatz einschließlich struktureller 
Verbesserungen erforderlich. 
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Sdiriftlidier Beridit 

des Finanzausschusses 
(6, Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Verplombung im Durchgangsverkehr von 
zivilen Gütern zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 

Berlin (West) 

— Drucksache VI/SÜIO — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Dübber 


1. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf — Drucksache VI/3010 — • 
wurde in der 162, Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 19. Januar 1972 an den Finanzausschuß 
federführend, an den Ausschuß für innerdeutsche 
Beziehungen und an den Ausschuß für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen mitberatend so- 
wie an den Haushaltsausschuß nach § 96 der Ge- 
schäftsordnung überwiesen. Die mitberatenden Aus- 
schüsse haben ihre Stellungnahmen am 14. März 
1972 bzw. am 27. Januar 1972 abgegeben. Der 
Finanzausschuß hat über die Vorlage am 2. Fe- 
bruar 1972 und am 16. März 1972 beraten. Der Haus- 
haltsaus schuß wird gesondert berichten. 

Das Viermächte-Abkommen über Berlin vom 
3. September 1971 und das Abkommen zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
über den Transitverkehr von zivilen Personen und 
Gütern zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Berlin (West) (Transitabkommen) haben die 
Möglichkeit geschaffen, den Durchgangsverkehr von 
und nach Berlin ohne Behinderungen in der ein- 
fachsten, schnellsten und sichersten Weise abzu- 
wickeln. Dadurch ist zum ersten Mal eine gesicherte 
Rechtsgrundlage für einen zügigen Berlinverkehr ge- 
schaffen worden. 

Das Transitabkommen sieht in Artikel 6 Abs. 1 
vor, daß die einfachste, schnellste und sicherste Ab- 
wicklung des Durchgangsverkehrs von und nach 
Berlin dadurch erreicht wird, daß die zuständigen 
Behörden der Bundesrepublik Deutschland darauf 
hinwirken, daß die Transportmittel, die zollver- 


schlußsicher eingerichtet werden können, in größt- 
möglichem Umfang zollverschlußsicher eingerichtet 
und mit Verschlüssen versehen werden. 

Das Verplombungsgesetz erfüllt diese Verpflich- 
tung aus dem Transitabkommen. 

Angesichts der Regelung im Transitabkommen, 
wonach sich die Kontrollbefugnisse der Behörden 
der DDR bei verplombten Transportmitteln auf 
die Prüfung der Verschlüsse und Begleitdoku- 
mente beschränken, während nach Artikel 7 des 
Transitabkommens bei nicht verplombten Trans- 
portmitteln der Inhalt geprüft werden kann, wenn 
hinreichende Verdachtsgründe für einen Mißbrauch 
des Transitabkommens vorliegen, kann nach Auf- 
fassung der Mehrheit des Finanzausschusses die ein- 
fachste, schnellste und sicherste Abwicklung des 
Durchgangsverkehrs von und nach Berlin nur er- 
reicht werden, wenn eine möglichst große Zahl der 
Transportmittel verplombt wird und wenn Aus- 
nahmen von der grundsätzlichen Verplombungs- 
pflicht nur bei zwingender sachlicher Notwendigkeit 
gemacht werden. Die in Artikel 7 des Transitab- 
kommens für nicht verplombte Fahrzeuge vorge- 
sehene Kontrollmöglichkeit räumt den Behörden der 
DDR einen weiten Ermessensspielraum ein; je um- 
fangreicher die Ausnahmen von der grundsätzlichen 
Verplombungspflicht sind, desto eher können durch 
eine engherzige Ermessensausübung die Vorteile 
des Transitabkommens vereitelt und seine Ziele ver- 
fehlt werden. 

Bei dem engen Zusammenhang des Gesetzes mit 
dem Viermächte-Abkommen und den Verträgen von 
Moskau und Warschau konnten die bekannten Ge- 
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gensätze in der Beurteilung auch in den Beratungen 
des Finanzausschusses nicht ausbleiben. Die Koali- 
tionsparteien und die Bundesregierung zeigten sich 
hinsiditlich des Berlin-Verkehrs zuversichtlich, so- 
bald das Abkommen nach der Ratifizierung in Kraft 
treten würde. Von der Koalitionsseite wurde dabei 
deutlich gemacht, daß mit einem nahezu vollständi- 
gen Ausschluß der DDR-Seite vom Kontrollvor- 
gang überhaupt der Berlin-Verkehr jeglicher Dispo- 
sition der östlichen Behörden entzogen werden 
solle. Etwaige technische Probleme der westlichen 
Seite seien wegen dieses politischen Gewinns in 
Kauf zu nehmen. 

Die Mitglieder der CDU/CSU im Ausschuß stell- 
ten demgegenüber praktische Fragen in den Mittel- 
punkt. Sie äußerten sich über die Möglichkeiten 
eines künftigen störungsfreien Verkehrs skeptisch 
und bezweifelten, daß es erheblich kürzere Fahrzei- 
ten geben werde. 

B. Im einzelnen 

Zur Überschrift 

Der Ausschuß hat mit Mehrheit beschlossen, die 
auf das Viermächte-Abkommen abgestimmte Über- 
schrift beizubehalten. Der Vorschlag der CDU/CSU, 
die Worte „zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
^land und Berlin (West)" durch die Worte „von und 
nach Berlin (West)" zu ersetzen, fand keine Mehr- 
heit. 

Zu § 1 

1. Der Ausschuß hat mit Mehrheit beschlossen, an 
der in Absatz 1 vorgesehenen Verplombungs- 
pflicht auch für leere Transportmittel festzuhal- 
ten. Der Antrag der CDU/CSU, für Leerfahrten 
eine fakultative Verplombung vorzusehen, fand 
aus den unter A aufgeführten Erwägungen keine 
Mehrheit. 

2. Keine Mehrheit fand auch der Vorschlag der 
CDU/CSU, in Absatz 2 solche Gütertransport- 
mittel, deren Verschlußsicherheit aus transport- 
technischen Gründen beeinträchtigt oder zerstört 
ist, von der Verplombungspf licht auszunehmen, 
wenn die zuständige Zollbehörde auf Antrag be- 
scheinigt, daß das Gütertransportmittel regel- 
mäßig Güter befördert, die sich nach ihrer Be- 
schaffenheit für einen Transport unter Verplom- 
bung nicht eignen, oder daß sich das Gütertrans- 
portmittel nach einer Beförderung derartiger 
Güter auf der Rückfahrt zum Ausgangsort befin- 
det. Maßgebend für die Ablehnung war haupt- 
sächlich die Erwägung, daß anderenfalls derartige 
Fahrzeuge nach Artikel 20 des Transitvertrages 
einer ständigen Kontrolle unterliegen. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Finan- 
zen ist jedoch bereit, in diesem und in anderen 
vergleichbaren Fällen die Ausstellung einer ent- 
sprechenden zollamtlichen Bescheinigung im 
Verwaltungswege anzuordnen, wenn sich bei der 
praktischen Durchführung des Berlin-Verkehrs 
und des Verplombungsgesetzes herausstellt, daß 
solche Bescheinigungen von Vorteil sind. 


3. Der Ausschuß hat einstimmig beschlossen, die 
Anregungen der mitberatenden Ausschüsse auf- 
zunehmen und in Absatz 2 Sätze 1 und 2 jeweils 
das Wort „Transportmittel" durch „Gütertrans- 
portmittel" zu ersetzen. Dadurch wird der Wort- 
laut des Absatzes 2 an die Terminologie der 
Absätze 1 und 3 angeglichen. 

4. Auf Anregung der mitberatenden Ausschüsse hat 
der Finanzausschuß einstimmig beschlossen, in 
Absatz 3 nach dem Wort „Gütertransportmittel" 
die Worte „mit Ausnahme von Eisenbahngüter- 
wagen" einzufügen. Bei den Beratungen hat sich 
herausgestellt, daß Schrott nicht nur mit Binnen- 
schiffen, sondern auch im Schienenverkehr beför- 
dert wird. Dabei werden offene Waggons be- 
nutzt, die nicht verplombt werden können. Der 
Transport in verplombbaren Waggons scheidet 
schon wegen der Schwierigkeit der Beladung 
aus. Es erschien vertretbar, hier auf die sonst 
beim Transport von Schrott bestehende absolute 
Verplombungspf licht zu verzichten. 

Zu §2 

Der Vorschlag der CDU/CSU, durch eine Ergän- 
zung des Absatzes 2 das Verfahren der Selbstver- 
plombung im Gesetz zu verankern, fand keine Mehr- 
heit. Nach Auffassung der Mehrheit handelt es sich 
um eine Frage, die sachgerecht in einer Rechtsver- 
ordnung geregelt werden wird. Damit ist ein ge- 
gebenenfalls einklagbarer Rechtsanspruch vorhan- 
den. 

Die Mehrheit des Ausschusses hielt es auch für 
überflüssig klarzustellen, daß Sanktionen bei Ord- 
nungswidrigkeiten oder bei nicht ordnungsgemäßer 
Verplombung nicht über die im Transitabkommen 
vorgesehene Verhinderung von Mißbräuchen hin- 
ausgehen dürfen. 

Zu §3 

Der Finanzausschuß nahm davon Kenntnis, daß 
die Durchführung des Gesetzes einen Ausbau der 
Grenzkontrollstellen nötig macht und daß auch ein 
verstärkter Personaleinsatz erforderlich werden 
kann. Bei dieser Gelegenheit hat sich der Finanz- 
ausschuß eingehend mit der personellen Situation 
der Berliner Zollverwaltung und der Zollverwaltung 
insgesamt beschäftigt. 

Zu §4 

1. Es erschien zweifelhaft, ob die in der Regierungs- 
vorlage vorgesehene Verordnungsermächtigung 
es zuläßt, in der Verordnung für bestimmte Fälle 
auf die Erfüllung der Pflicht zur Vorführung und 
Anmeldung der Ware zu verzichten. Ein solcher 
Verzicht kann in jenen Fällen notwendig sein, in 
denen Unternehmen ermächtigt werden sollen, 
Verschlüsse selbst anzulegen und die Warenbe- 
gleitscheine selbst abzustempeln. Dieser Verzicht 
soll durch die auf Anregung der mitberatenden 
Ausschüsse einstimmig beschlossene Ergänzung 
der Vorschrift ermöglicht werden. 
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2. Der Vorschlag des Bundesrates und der CDU/ 
CSU-Fraktion, Inhalt und Zweck der Ermächti- 
gung näher zu bestimmen, wurde abgelehnt. 
Nach Auffassung der Mehrheit erschien eine Er- 
gänzung der Ermächtigung nicht erforderlich, 
denn sie entspricht weitgehend den in § 78 Abs. 1 
Nr. 1 und 3 des Zollgesetzes enthaltenen Ermäch- 
tigungen, bei deren Anwendung sich bisher keine 
Schwierigkeiten ergeben haben. 

Zu §7 

Im Verlauf der Beratungen hat sich herausge- 
stellt, daß die Umrüstung der Transportmittel wegen 


der beschränkten Kapazität der einschlägigen Be- 
triebe, insbesondere in Berlin, eine gewisse Zeit in 
Anspruch nehmen wird. Es erschien daher erforder- 
lich, die in § 1 des Entwurfs vorgesehene Verplom- 
bungsp flicht erst am 1. Juli 1973 wirksam werden zu 
lassen. Die Verfahrensbestimmungen des Gesetzes 
sollen jedoch sofort nach der Verkündung des Ge- 
setzes wirksam werden. Dadurch wird es möglich, 
nach Inkrafttreten des Transitabkommens sofort mit 
der Verplombung der Transportmittel auf fakultati- 
ver Basis beginnen zu können. Diese Änderung 
wurde auf Anregung der mitberatenden Ausschüsse 
einstimmig beschlossen. 


Bonn, den 22. Marz 1972 


Dr. Dübber 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/3010 — in der 
sich aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 22. März 1972 


Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Dr. Dübber 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebraditen Entwurfs eines 
Gesetzes über die Verplombung im Durchgangsverkehr von 
zivilen Gütern zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 

Berlin (West) 

— Drucksache VI/3010 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Verplombung im Durchgangsverkehr 
von zivilen Gütern zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Berlin (West) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Gütertransportmittel (Straßengüterfahrzeuge, 
Eisenbahngüterwagen, Binnenfrachtschiffe und Be- 
hälter), in denen zivile Güter im Durchgangsverkehr 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Ber- 
lin (West) befördert werden sollen, sind zu ver- 
plomben. Das gleiche gilt für leere Transportmittel, 
soweit nicht im Einzelfall im Verwaltungsweg Aus- 
nahmen zugelassen werden. 

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 finden keine 
Anwendung auf Transportmittel , die 

1. nach ihrem Bautyp nicht oder nur unter unver- 
hältnismäßigem Aufwand verschlußsicher herge- 
richtet werden können; 

2. im Einzelfall Güter befördern, die sich nach ihrer 
Beschaffenheit für einen Transport unter Ver- 
plombung nicht eignen; 

3. im Einzelfall offen fahren; beim Transport von 
Gütern gilt dies nur in Ausnahmefällen; 

4. im Schienenverkehr leer oder mit Begleitperso- 
nal fahren, 

Transportmittel fahren offen im Sinne der Nummer 3, 
wenn ihre Ladefläche nicht allseitig umschlossen 
ist. 

(3) Gütertransportmittel, die Schrott im Durch- 
gangsverkehr befördern, sind stets zu verplomben. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Verplombung im Durchgangsverkehr 
von zivilen Gütern zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Berlin (West) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) unverändert 


(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 finden keine 
Anwendung auf Gütertransportmittel, die 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 

4. im Schienenverkehr leer oder mit Begleitperso- 
nal fahren. 

Gütertransportmittel fahren offen im Sinne der 
Nummer 3, wenn ihre Ladefläche nicht allseitig um- 
schlossen ist. 

(3) Gütertransportmittel mit Ausnahme von 
Eisenbahngüterwagen, die Schrott im Durchgangs- 
verkehr befördern, sind stets zu verplomben. 


4 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Dnicksadie VI/3307 


Entwurf 

(4) Die Vorschriften über die zollsichere Herrich- 
tung von Transportmitteln sind entsprechend anzu- 
wenden. 

§ 2 

(1) Wer im Durchgangsverkehr Güter befördert 
oder befördern läßt oder Transportmittel durchführt 
oder durchführen läßt, hat die Güter und Transport- 
mittel den zuständigen Zolldiensstellen vorzuführen 
und anzumelden. Die Güter hat er auf Verlangen 
auch darzulegen. 

(2) Transportmittel können einer Überholung, 
Güter einer Beschau unterworfen werden. 

§ 3 

Für die Durchführung dieses Gesetzes sind die 
Zollbehörden zuständig. 

§ 4 

Der für die Finanzen zuständige Bundesminister 
kann durch Rechtsverordnung das Verfahren bei der 
Erfassung und Behandlung des Durchgangsverkehrs 
näher regeln und für die Beteiligten die erforder- 
lichen Vorführungs-, Anmeldungs- und Darlegungs- 
pflichten im einzelnen festlegen. 


§ 5 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 2 Abs. 1 Güter oder Transportmittel 
nicht vorführt oder nicht, nicht vollständig oder 
unrichtig anmeldet oder darlegt; 

2. einer nach § 4 erlassenen Rechts Verordnung zu- 
widerhandelt, soweit sie für einen bestimmten 
Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten sind die Hauptzollämter. 

§ 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 7 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. § 4 

dieses Gesetzes tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(4) unverändert 

§ 2 

unverändert 


§ 3 

unverändert 

§ 4 

Der für die Finanzen zuständige Bundesminister 
kann durch Rechts Verordnung das Verfahren bei der 
Erfassung und Behandlung des Durchgangsverkehrs 
näher regeln und für die Beteiligten die erforder- 
lichen Vorführungs-, Anmeldungs- und Darlegungs- 
pflichten im einzelnen festlegen. Dabei kann er zur 
Erleichterung des Verkehrs Ausnahmen von den in 
§ 2 Abs. 1 bezeidineten Pflichten zulassen und auch 
bestimmen, daß in einzelnen Fällen Ausnahmen 
im Verwaltungswege zugelassen werden können. 

§ 5 

unverändert 


§ 6 

unverändert 


§ 7 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung, sein § 1 jedoch erst am 1. Juli 1973 in Kraft. 
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